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Einführung  

Ziele, Begriffe und Untersuchungsrahmen 

A. Ziele der Arbeit: Ökologische Konditionierung der 
Wirtschaftsförderung als Transformationsinstrument 

A. Ziele der Arbeit 

„[T]his is Europe’s ‚man on the moon‘ moment.“1 Die EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen verglich die Einführung des zentralen politischen 
Leitkonzepts zur Verwirklichung ökologischer Nachhaltigkeit in der europäi-
schen Wirtschaft, des sog. European „Green Deal,“2 mit der Mondlandung. 

Der Schlüsselbegriff „Ökologische Nachhaltigkeit“3 repräsentiert die Her-
ausforderungen unserer Zeit. Als Zielsetzung der Wirtschaftsförderung bringt 
er nachfolgend den auf allen Ebenen erforderlichen, universellen Transforma-
tionsprozess von staatlichem Handeln, (Real-)Wirtschaft und Gesellschaft hin 
zu mehr Arten-, Umwelt- und Klimaschutz4 unter Aufrechterhaltung des wirt-
schaftlichen Wachstums und Wohlstands zum Ausdruck.5  

 
1 EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, Rede zum Europäischen Grünen 

Deal am 11.12.2019 in Brüssel, abrufbar unter https://ec.europa.eu/commission/presscor 
ner/detail/en/SPEECH_19_6749, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

2 Europäische Kommission, Mitteilung der Europäischen Kommission an das Europäi-
sche Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regionen, Der europäische Grüne Deal, COM(2019) 640 
final; näher unter Kap. 2 B.I.1. sowie Kap. 4 A.I.2. 

3 Zur Terminologie siehe unter Kap. 2 B.I.3; krit. in Bezug auf die Steuerungswirkung 
Kersten/Kaupp, JuS 2022, 473 (475) m.w.N.; dafür, dass ökologische Nachhaltigkeit unmit-
telbar in der Verfassung verankert wird statt vieler Calliess, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG 
Kommentar, Stand: 99. EL September 2022, Art. 20a Rn. 103 m.w.N.; Gärditz, in: Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, Stand: 99. EL September 2022, Art. 20a GG Rn. 2 m.w.N. aus 
Rspr. und Literatur; mit diesem Begriff im Kontext des „European Green Deal“ statt vieler 
Calliess/Dross, ZUR 2020, 456 (457) m.w.N.; Burgi, NVwZ 2021, 1401 (1407). 

4 Näher zu den von der ökologischen Nachhaltigkeit umfassten Teilzielen siehe unter 
Kap. 2 B.I.3.c)bb); nach Art. 9 der Taxonomie-Verordnung (Verordnung (EU) 2020/852 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18.06.2020, ABl. L 198/13) enthalte „ökologi-
sche Nachhaltigkeit“ mehrere Unterziele wie den Klimaschutz, die Klimaanpassung, eine 
nachhaltige Nutzung und der Schutz von Wasser- und Meeresressourcen, den Übergang zu 
einer Kreislaufwirtschaft, die Vermeidung und Verminderung von Umweltverschmutzung 
sowie der Schutz und die Wiederherstellung der Biodiversität und von Ökosystemen. 

5 Eine einheitliche Definition existiert nicht. Mit der hier vorgeschlagenen Definition 
wird Bezug genommen auf allgemeinhin bestehende Nachhaltigkeitsdefinitionen, allerdings 
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Inwiefern konkret die Wirtschaftssubventionierung als ein machtvolles 
Steuerungsinstrument des Staates im Hinblick auf die ökologische Nachhaltig-
keit konditioniert6 werden kann, mithin die rechtliche Statthaftigkeit einer der-
artigen Instrumentalisierung, und auf welche Weise Wirtschaftssubventionen 
zugunsten des Transformationsprozesses nutzbar gemacht werden sollten, mit-
hin das Bestehen konkreter Implementierungsoptionen, ist Gegenstand der 
nachfolgenden Untersuchung. Auch wird gezeigt, dass auf diese Weise ein er-
hebliches Potenzial geschöpft werden kann, welches einen Vergleich mit der 
Mondlandung im Kontext des Subventionsrechts zumindest nahezulegen ver-
mag. 

I. Ökologisch-nachhaltige Transformation der Realwirtschaft 

Die „grüne“ Transformation, wie sie auch der Green Deal der EU anstrebt, ist 
auf den ersten Blick von vermeintlichen Antagonismen durchzogen und sieht 
sich gleich vor multiple Herausforderungen gestellt:7 Ökologie vs. Ökonomie, 
knapper werdende Ressourcen bei gleichzeitig steigendem Rohstoffbedarf ei-
ner global stetig wachsenden Bevölkerung8 und schließlich Krisen wie etwa im 
Zuge der Covid-19-Pandemie9 oder des Ukraine-Krieges, die die europäische 
Realwirtschaft auch ungeachtet strikter Nachhaltigkeitsvorgaben beanspru-
chen.10 Hinzu kommt die internationale Verpflichtung zu einer gerechteren 
Verteilung von Wohlstand, die aus dem Beitritt zu den „Sustainable Develop-

 
mit Beschränkung auf die Umwelt- und Klimadimension; ausf. zum Begriffsverständnis und 
mit einer Abgrenzung zum (allgemeinen) Begriff der Nachhaltigkeit siehe unten Kap. 2 
B.I.1; vgl. hierzu auch Mathis, Nachhaltige Entwicklung und Generationengerechtigkeit, 
S. 197 m.w.N.; Kahl, in: Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, S. 22 m.w.N.; im 
Zentrum des Begriffs der ökologischen Nachhaltigkeit stehe „[…] das Ziel der Schönung 
und langfristigen Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen im Sinne einer dauerhaft-um-
weltgerechten Entwicklung,“ so Kahl/Gärditz, Umweltrecht, 12. Auflage 2021, § 4 Rn. 37 
m.w.N. 

6 Zur Terminologie der Konditionierung und der Konditionalität im Kontext ökologischer 
Nachhaltigkeit siehe unter Kap. 5 A.I. 

7 Näher zu diesem „Dilemma“ Kahl/Gärditz, Umweltrecht, 12. Auflage 2021, Einfüh-
rung, Rn. 9. 

8 Vgl. statt vieler Umweltbundesamt, Ressourcennutzung und ihre Folgen, 24.08.2021, 
abrufbar unter https://www.umweltbundesamt.de/themen/abfall-ressourcen/ressourcennut 
zung-ihre-folgen, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

9 Siehe zu den Wechselwirkungen von Umweltschutz und Pandemie Kahl/Gärditz, Um-
weltrecht, 12. Auflage 2021, Einführung, Rn. 10. 

10 Näher zu den Auswirkungen von Pandemie und Ukraine-Krieg auf die konjunkturelle 
Entwicklung der Europäischen Union siehe Institut der Deutschen Wirtschaft, Europa an der 
Schwelle zur Rezession? Wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Pandemie und des Uk-
raine-Kriegs, 11.08.2022, abrufbar unter https://www.iwkoeln.de/studien/thomas-obst-wirt 
schaftliche-auswirkungen-der-corona-pandemie-und-des-ukraine-kriegs.html, S. 4, zuletzt 
abgerufen am 04.07.2023. 
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ment Goals“ der Vereinten Nationen11 resultiert. Deren Brisanz macht sich an-
gesichts negativer Auswirkungen des – wissenschaftlich zweifellos nachweis-
bar12 – voranschreitenden menschengemachten Klimawandels in nie dagewe-
sener Deutlichkeit auch in Europa bemerkbar, wenngleich der globale Süden 
am stärksten betroffen ist.13 Nichtsdestotrotz handelt es sich bei den Bestre-
bungen der Nachhaltigkeit bzw. einer nachhaltigen Entwicklung14 um keine 
neuartigen Phänomene. Dass sich Staat, Realwirtschaft und Gesellschaft ange-
sichts bestehender planetarer Belastungsgrenzen (sog. „planetary bounda-
ries“)15 radikal verändern werden müssen und dieser Prozess den Beteiligten 
Einiges abverlangen wird, ist global längst bekannt und wird unter dem Stich-
wort des „sustainable development“ diskutiert. Von vornherein wurden unter 
dieser Zielsetzung einer „nachhaltigen Entwicklung“16 auch die Aspekte der 
Verteilungsgerechtigkeit und Zukunftsfähigkeit gefasst.17 So wird in der Euro-
päischen Union die Forcierung der ökologischen Nachhaltigkeit auch als ein 
Jahrhundertziel verstanden.18 

Bislang noch weniger in den Fokus der öffentlichen, insbesondere der 
rechtswissenschaftlichen Diskussion gerückt, jedoch nicht weniger bedeutsam 
als der Anstoß der Transformation selbst, sind die Umsetzung und die Imple-
mentierung ökologischer Grundsätze in die bestehende Rechtsordnung. Dieser 

 
11 United Nations General Assembly, Transforming our world: the 2030 Agenda for Sus-

tainable Development, A/RES/70/1; ausf. dazu unten Kap. 2 B.II.1.a). 
12 Vgl. hierzu den Sechsten Sachstandsbericht des IPCC, deutsche Zusammenfassung für 

politische Entscheidungsträger, etwa S. 5, 7, abrufbar unter https://www.de-ipcc.de/media/ 
content/AR6-WGII-SPM_deutsch_barrierefrei.pdf, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

13 Siehe zum „Nord-Süd-Problem“ https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/ 
2022/kw39-pa-ua-klima-energie-910814, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

14 Zu den Begrifflichkeiten sogleich sowie näher unten Kap. 2.B.I.1. 
15 Ausf. zu den planetaren Belastungsgrenzen und deren Bedeutung für Art. 20a GG Cal-

liess, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG Kommentar, Stand: 99. EL September 2022, Rn. 41 ff. 
m.w.N.; zur besonderen Bedeutung von Kipppunkten siehe IPCC, https://www.ipcc.ch 
/site/assets/uploads/2020/07/SR1.5-FAQs_de_barrierefrei.pdf, S. 15, zuletzt abgerufen am 
04.07.2023. 

16 Vgl. näher Rühmkorf, in: Rühmkorf (Hrsg.), Nachhaltige Entwicklung im deutschen 
Recht, Möglichkeiten und Grenzen der Förderung, 2018, S. 9 ff.; zur „nachhaltigen Entwick-
lung“ als Rechtsbegriff vgl. näher Mathis, Nachhaltige Entwicklung und Generationenge-
rechtigkeit: eine interdisziplinäre Studie aus rechtlicher, ökonomischer und philosophischer 
Sicht, 2017, S. 205 ff. 

17 Dazu ausführlicher unter Kap. 2 B.II.1.a). 
18 Zum Mehrebenencharakter ökologischer Nachhaltigkeit, insbesondere zum unions-

rechtlichen Hintergrund siehe weiter unten unter Kap. 2 B.II.2; Europäische Kommission, 
The European Green Deal, COM/2019/640, abrufbar unter https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/EN/TXT/?qid=1576150542719&uri=COM%3A2019%3A640%3AFIN, zuletzt ab-
gerufen am 04.07.2023; vgl. die epochale Bedeutung des Green Deal unterstreichend Burgi, 
NVwZ 2021, 1401 (1402 ff.); vgl. auch Franzius, KlimR 2022, 2 (3 ff.); vgl. näher zum 
Mehrebenencharakter des Klimaschutzes Schlacke, NVwZ 2022, 905 ff. 



4 Einführung: Ziele, Begriffe und Untersuchungsrahmen  

 

Frage nach den zur Verfügung stehenden und notwendigen (verwal-
tungs-)rechtlichen Instrumenten wurde sich indessen in der Literatur nur stel-
lenweise gewidmet.19 Dabei spielen gerade staatliche Fördergelder damals (im 
Kontext klassischer umweltbezogener Programme und staatlicher Initiativen) 
wie heute (vor allem im Bereich der Umwelt- und noch mehr im Bereich der 
Klimapolitik) eine zentrale Rolle: 

„Europa wird beträchtliche nachhaltige Investitionen benötigen, um den ökologischen Wan-
del voranzutreiben. Einen erheblichen Teil davon wird der private Sektor stemmen, doch für 
einen raschen ökologischen Wandel werden staatliche Fördermaßnahmen benötigt.“20 

Schließlich verfügen gerade die Wirtschaftssubventionen,21 die (zunehmend 
auch von Seiten der Europäischen Union) in immer größer werdenden Umfang 
zugewendet werden,22 über signifikantes Steuerungspotenzial.23 Zuletzt hat die 
Europäische Union mit der Investierung einer sog. „Aufbau- und Resilienzfa-
zilität“24 im Rahmen des Wiederaufbauprogramms „NextGenerationEU“25 
etwa 723 Milliarden Euro26 bereitgestellt, die zu einem erheblichen Teil (min-
destens 30 Prozent des gesamten Finanzvolumens27) der grünen Transforma-
tion zu Erfolg verhelfen sollen.28, 29 

 
19 Vgl. soweit ersichtlich nur Burgi, NVwZ 2021, 1401 ff.; Franzius, ZUR 2021, 131 

(insb. 135 ff.); siehe außerdem Krönke, NVwZ 2022, 1606 ff. unter Hinweis auf die Mög-
lichkeiten von „Green Funding“.  

20 Europäische Kommission, Pressemitteilung vom 21.12.2021, Statement der Vizepräsi-
dentin Margarethe Vestager, abrufbar unter https://ec.europa.eu/commission/presscorner/ 
detail/en/ip_21_6982, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

21 Zum Begriff unten Kap. 3 A.I. 
22 2022 betrug allein das Subventionsvolumen des Bundes 47, 2 Milliarden Euro, siehe 

Bundesministerium der Finanzen, Pressemitteilung vom 18.08.2021, abrufbar unter https:// 
www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2021/08/ 
2021-08-18-zukunftsorientierte-subventionspolitik-bundesregierung.html, zuletzt abgeru-
fen am 04.07.2023; zu den gewaltigen Summen auf EU-Ebene siehe Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz, https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Europa/eu-finan 
zen.html, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

23 Ausf. zur Steuerungsdogmatik siehe unter Kap. 3 B. 
24 VO (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.02.2021 zur 

Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilität, ABl. EU Nr. L 57, 17. 
25 Siehe Europäische Kommission, NextGenerationEU, https://next-generation-eu.europa 

.eu/index_de, zuletzt abgerufen am 04.07.2023; dazu monographisch Waigel, Next Genera-
tion EU, 2023. 

26 Stand: 2022 (inflationsangepasst), vgl. https://ec.europa.eu/info/funding-tenders/find-
funding/eu-funding-programmes/recovery-and-resilience-facility_de, am 04.07.2023; vgl. 
auch Meyer, EuZW 2022, 789. 

27 Europäische Kommission, NextGenerationEU, https://next-generation-eu.europa.eu/ 
make-it-green_de, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

28 Dazu näher unter Kap. 4 A.I.2. 
29 Die mit dem Fonds verbundene Änderung des EU-Eigenmittelregimes wurde zwi-

schenzeitlich mit zwei Verfassungsbeschwerden angegriffen, die das Bundesverfassungsge-



 A. Ziele der Arbeit  5 

 

Der Lichtgestalt der Subvention sind aber auch Schattenseiten immanent, 
die von einer begrenzten Beeinflussbarkeit der Zweckerreichung über Refinan-
zierungsnotwendigkeiten bis hin zu Schwierigkeiten bei der Rückforderung30 
reichen.31 Ebenso lange wie Subventionen als Instrument staatlicher Wirt-
schaftsförderung und -lenkung eingesetzt werden, sehen sie sich aus ökonomi-
schen, gesellschaftlichen, politischen und auch rechtlichen Gesichtspunkten 
mitunter heftiger Kritik ausgesetzt.32 Die Wirtschaftsförderung bewegt sich 
nämlich in einem Spannungsfeld („Dilemma“33) zwischen dem praktischen Be-
dürfnis nach alternativen Steuerungsmöglichkeiten, gerade in Bezug auf finan-
zielle Anreize und im Bereich umwelt- und klimapolitischer öffentlicher Ziel-
setzungen, einerseits, sowie den rechtsdogmatischen klar konturierten Anfor-
derungen an die staatliche Einflussnahme in die grundrechtlich geschützten 
Freiheiten der Wirtschaftssubjekte andererseits, die traditionell nicht unerheb-
licher Skepsis in der Literatur unterliegen.34 

Diese Arbeit versteht sich weder als eine weitere kritische Schrift gegen 
noch als Plädoyer für den (gar vermehrten) Einsatz von Wirtschaftssubventio-
nen seitens des Staates. Vielmehr werden im Folgenden die Wirtschaftssub-
ventionen als verwaltungsrechtliches Instrument der ökologischen Transfor-
mation im Fokus stehen und wird aufgezeigt werden, inwieweit das bekannter-
maßen erhebliche Steuerungspotenzial der Wirtschaftsförderung gezielt auf 
ökologische Nachhaltigkeit hin ausgerichtet und auf diese Weise zugunsten des 
soeben angerissenen Transformationsprozesses nutzbar gemacht werden 
könnte. Wenngleich diese Fragestellungen in besonderem Maße auch politi-
sche, gesellschaftliche und ökonomische Dimensionen aufweisen, wird der 
Schwerpunkt der Arbeit auf der Untersuchung der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen einer solchen Instrumentalisierung der Wirtschaftsförderung liegen. 
Denn selbst Bereiche, die keinen unmittelbaren Zusammenhang mit Zielen der 
Umwelt- und Klimapolitik aufweisen, müssen bei Transformationsansätzen 
berücksichtigt werden; ihnen kommt mitunter sogar eine Schlüsselrolle zu. 

 
richt am 06.12.2022 (2 BvR 547/21, 2 BvR 798/21) zurückwies, unter anderem wegen der 
strengen Zweckbindung der Mittel, näher hierzu Meyer, EuZW 2023, 221 ff. 

30 Vgl. hierzu Ehlers, GewArch 1999, 305 ff. 
31 Zu den Nachteilen statt vieler Kloepfer, Umweltrecht, 4. Auflage 2016, § 5 Rn. 855 ff. 

m.w.N. 
32 Rechtlicher Angriffspunkt ist zumeist die Streitfrage um die rechtliche Grundlage der 

Subventionierung, insbesondere die Einschlägigkeit des Gesetzesvorbehalts, dazu näher un-
ter Kap. 3 C.III.2; in ökonomischer Hinsicht werden oftmals Kürzungen des Subventions-
volumens angemahnt, vgl. etwa Kieler Institut für Weltwirtschaft (IfW Kiel), https://www. 
ifw-kiel.de/de/publikationen/medieninformationen/2020/kieler-subventionsbericht-kuerzun 
gen-dringend-angebracht/, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 

33 Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 15. 
34 Vgl. auch Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 15, der sich 

gerade für „neue Konzepte, die den klassischen interventionsrechtlichen Ordnungsrahmen 
[…] ergänzen“, ausspricht. 
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Hier stellt sich die Verknüpfung mit nachhaltigkeitsbezogenen ökologischen 
Konditionen als rechtlich besonders herausfordernd, aber möglicherweise be-
züglich der Effekte auf die ökologische Nachhaltigkeit auch als besonders er-
tragreich dar. Beispielsweise wird den folgenden Fragen nachgegangen wer-
den: Muss, kann oder soll ein Hoheitsträger, der sich für die Vergabe einer 
Wirtschaftssubvention35 entscheidet, dies in einer Weise tun, die die Auswir-
kungen auf den Arten-, Umwelt- und Klimaschutz berücksichtigt? Muss das 
Potenzial der Subvention für die ökologische Transformation dabei ausge-
schöpft werden? Oder können Wirtschaftssubventionen vielmehr ungeachtet 
ihrer umwelt- und klimapolitischen Bedeutung und Auswirkungen vergeben 
werden?  

Hierbei werden der Vorgang, Wirtschaftssubventionen bewusst mit schein-
bar sachfremden Zielen aufzuladen und für ökologisch nachhaltige Zielsetzun-
gen nutzbar zu machen, mit dem Begriff der „ökologischen Konditionierung“ 
eingefangen und die hierfür an die Vergabe von Wirtschaftssubventionen ge-
knüpften Anforderungen und Kriterien als Konditionen bezeichnet.36 Mit dem 
Terminus der „ökologischen Nachhaltigkeit“ beschränkt sich diese Untersu-
chung auf die ökologische Dimension („Säule“37) der nachhaltigen Entwick-
lung und fokussiert damit zuvorderst die Zielsetzungen des Staates in den Be-
reichen Umwelt-, Klima- und Artenschutz.38 Außen vor bleiben demnach die 
übrigen beiden Ausprägungen der klassisch dreigeteilten Nachhaltigkeit, die 
bisweilen unter den Stichworten „soziale“39 und „ökonomische“40 bzw. 
„Governance“41-bezogene Nachhaltigkeit42 diskutiert und auch als „ESG-
Ziele“ bezeichnet werden.43 Gerade die Vereinbarkeit von Zielsetzungen des 

 
35 Subventionsvergabe bezeichnet hier die (verwaltungsrechtliche) Entscheidung über die 

Zuwendung einer Subvention an den Subventionsempfänger, z.T. wird auch der Vollzug, 
d.h. die Ausschüttung mitumfasst, vgl. etwa Berg, GewArch 1999, 1 (3). 

36 Für die Aufladung von Wirtschaftssubventionen mit Umwelt- oder klimapolitischen 
Zielen wird alternativ der Terminus „Green Funding“ vorgeschlagen, vgl. Krönke, NVwZ 
2022, 1696 ff. 

37 Etabliert hat sich eine dreidimensionale Betrachtungsweise der Nachhaltigkeit in eine 
ökonomische, eine soziale und eine ökologische Säule, vgl. weiter unten unter Kap. 2 B.I.2. 

38 Genauer zur Begrifflichkeit unten Kap. 2 B.I.3. 
39 Zum „Social“-Aspekt der Nachhaltigkeit siehe unten Kap. 2 B.I.2.c). 
40 Zur ökonomischen Nachhaltigkeit siehe unten Kap. 2 B.I.2.a). 
41 Zum Begriff statt vieler Kloepfer, Umweltrecht, 4. Auflage 2016, § 5 Rn. 6. 
42 Näher zur sog. „Good Governance“ oder „Sustainable Goverance“ Reimer, in: Kahl 

(Hrsg.), Nachhaltigkeit durch Organisation und Verfahren, 2016, S. 43 ff.; siehe außerdem 
unter Kap. 2 B.I.2.c). 

43 Vgl. Burgi, DVBl. 2023, 305; näher zum Begriff „ESG“ vgl. Spießhofer, NZG 2022, 
435; unter Verwendung des Terminus „ESG“ außerdem Heimann/Flöter, ESG 2022, 138 in 
der gleichnamigen Zeitschrift; im unternehmensrechtlichen Kontext vgl. Mittwoch/Weten-
kamp/Bleier, NJW 2022, 3601 ff.; im arbeitsrechtlichen Kontext Göpfert/Stöckert, NZA 
2022, 452; siehe außerdem der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestags, WD 5-
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Klimaschutzes mit solchen des Arten- und Naturschutzes stellt sich als hoch 
komplex, aber für die Effektuierung dieser Zielsetzungen ausschlaggebend dar 
und hat sich angesichts bestehender Zielkonflikte44 bereits bei mehreren neue-
ren Rechtsakten der Europäischen Union, etwa bei der sog. Taxonomie-Ver-
ordnung (Taxonomie-VO),45 bewährt. Dass aus den jeweils einschlägigen 
Rechtsgebieten samt Rechtsbegriffen unterschiedliche, bisweilen sich diamet-
ral gegenüberstehende Unterzielsetzungen resultieren, wird dabei keinesfalls 
verkannt. Für die hier erfolgende Untersuchung des Potenzials der ökologisch-
nachhaltigen Konditionierung von Wirtschaftssubventionen werden indes we-
der die interdisziplinären, noch die innerhalb des „Klima- und Umweltrechts“ 
rekurrierenden intradisziplinären Konflikte als Hindernis, sondern als Chance 
angesehen. Insbesondere die Verbindung von Umwelt-, Arten- und Klima-
schutz wird auf Unionsebene inzwischen geradezu regelmäßig als Leitmotiv 
verschiedensten Maßnahmenprogrammen zugrunde gelegt.46  

Weiter werden die allgemeine steuerungsrechtliche Dogmatik des Subven-
tionszwecks47 und das Rechtsgebot der ökologischen Nachhaltigkeit für eine 
neue Kategorie von „Konditionierungszwecken“48 rekurriert. Hiervon sollen 
Zwecke umfasst sein, die bei Gelegenheit der Subventionierung mit der Förde-
rung verknüpft werden. 

Der Umstand, dass es sich bei der Verwirklichung dieses Zwecks um keine 
rein nationale, sondern vielmehr um eine globale Herausforderung handelt, der 

 
3000-125/22 v. 10.11.2022, S. 4; im Kontext der Refinanzierung von Unternehmen siehe 
Bea/Dressler, NZI 2022, 249 (254); zu den sich hieraus ergebenden Herausforderungen für 
die Mitbestimmung innerhalb von Unternehmen vgl. Heimann/Flöter, ESG 2022, 138 ff.; 
ausf. und systematisch zu solchen Anforderungen in Bezug auf die Unternehmensorganisa-
tion, v.a. im Hinblick auf die Berufsfreiheit vgl. Rast, Unternehmerische Organisationsfrei-
heit und Gemeinwohlbelange, 2022, S. 316 ff.; siehe außerdem unten Kap. 2 B.I.2.a). 

44 Vgl. zum Zielkonflikt zwischen Klimaschutz auf der einen Seite und Naturschutz, ins-
besondere Artenschutz auf der anderen Seite Leisner-Egensperger, NVwZ 2022, 745 (749); 
in Bezug auf Windenergieanlagen Karabas, ZUR 2022, 400 ff.; mit dem Vorschlag einer 
„TA Artenschutz-Wind“ Maslaton, NVwZ 2019, 1081 ff. 

45 Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18.06.2020, ABl. L 198/13; siehe dazu auch unten unter Kap. 2 B.I.3.c)., Kap. 2 B.I.4. 

46 So etwa bei den Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 
2022 der Europäischen Kommission, ABl. EU Nr. C 80/1, Abschnitt 2.4, Rn. 19, Nr. 39), 
wonach Umweltschutz „jede Maßnahme oder Aktivität“ zu verstehen sei, „die darauf abzielt, 
eine Umweltverschmutzung, negative Auswirkung auf die Umwelt oder sonstige Beein-
trächtigung der physischen Umgebung […], von Ökosystemen oder natürlichen Ressourcen 
durch menschliche Tätigkeiten zu verringern oder einer solchen vorzubeugen, das Risiko 
einer solchen Beeinträchtigung zu vermindern, die Biodiversität zu schützen oder wieder-
herzustellen […]; dies schießt auch Klimaschutzmaßnahmen ein und Maßnahmen, die es er-
möglichen, sich besser an Auswirkungen des Klimawandels anzupassen und dagegen zu 
wappnen; Hervorhebungen nur hier. Näher hierzu Kap.6 A. I.1.b). 

47 Dazu unter Kap. 2 A.I. 
48 Ausf. zu dieser Begrifflichkeit unter Kap. 5 B.II. 
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sich der deutsche Staat in internationaler Zusammenarbeit mittels des ihm zur 
Verfügung stehenden Instrumentariums zu stellen verpflichtet ist,49 wird nicht 
als hinderlich angesehen, sondern dient als Chance für mehr Kohärenz.50 Der 
Mehrebenencharakter51 der Materie betrifft dabei nicht nur das Verhältnis 
EU – Bundesrepublik Deutschland, sondern auch die Kompetenzkreise von 
Bund, Ländern52 und Kommunen, die allesamt als Akteure der Wirtschaftsför-
derung agieren.53 

Wie die nachhaltige Entwicklung selbst,54 setzt die ökologische Konditio-
nierung den (politischen) Willen („political will“) voraus, die zur Verfügung 
stehenden Instrumente und gerade die Wirtschaftsförderung zweckgemäß ein-
zusetzen: 

„Sustainable development is not a fixed state of harmony, but rather a process of change 
[…]. We do not pretend that the process is easy or straightforward. Painful choices have to 
be made. Thus, in the final analysis, sustainable development must rest on political will.“55 

Dies entspricht der vorherrschenden subventionsrechtlichen Auffassung, dem 
Staat denkbar weitgehende Freiheiten im Zusammenhang mit der Wirtschafts-
förderung zuzugestehen.56  

Dabei erscheint die Verbindung von Nachhaltigkeit und finanziellen Instru-
menten des Staates nicht nur zielführend, sondern zum Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen beinahe zwingend. Nach jahrzehntelanger Diskussion sind 
schließlich Fragen danach, was unter Nachhaltigkeit zu verstehen ist und ob 
sie ein Rechtsprinzip oder gar einen Rechtsbegriff darstellt, längst als geklärt 
anzusehen und werden somit im Folgenden weitgehend vorausgesetzt.57 Die 

 
49 BVerfGE 157, 30 (113). 
50 Zu den Kohärenzerwägungen näher unter Kap. 6 A.I.2.b). 
51 Zum Mehrebenensystem des Klimaschutzrechts vgl. näher Schlacke, NVwZ 2022, 

905 ff. 
52 Siehe zu den Perspektiven von Klimaschutzbestrebungen der Länder vgl. Köck/Kohl-

rausch, ZUR 2021, 610 ff.; vgl. außerdem Knauff, KlimR 2022, 47 ff. 
53 Siehe zu den Kompetenzen für ökologisch konditionierte Subventionen unten unter 

Kap. 6 B.III. 
54 Dabei wird Nachhaltigkeit bzw. eine nachhaltige Entwicklung vielfach als das politi-

sche Leitkonzept unserer Zeit dargestellt und das 21. Jahrhundert als „Jahrhundert der Nach-
haltigkeit“ deklariert, die Nachhaltigkeit gar mit der „sozialen Frage“ des 19. Jahrhunderts 
verglichen, vgl. Mathis, Nachhaltige Entwicklung und Generationengerechtigkeit, S. 65 
m.w.N. 

55 Report of the World Commission on Environment and Development: Our Common 
Future, 1987, S. 8, abrufbar unter www.un-documents.net/our-common-future.pdf, zuletzt 
abgerufen am 04.07.2023; Kahl, Nachhaltigkeitsverfassung, 2018, S. 3. 

56 Vgl. statt vieler Wollenschläger, in: v.Mangoldt/Klein/Starck, GG Kommentar, 7. Auf-
lage 2018, Art. 3 Rn. 255 m.w.N. sowie unter Kap. 3 C.III. 

57 Vgl. ausf. hierzu Gehne, Nachhaltige Entwicklung als Rechtsprinzip, 2011, S. 192 ff., 
217 ff.; vgl. außerdem Mathis, Nachhaltige Entwicklung und Generationengerechtigkeit, 
2017, S. 205 ff.; siehe außerdem unter Kap. 2 B.II. 
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nachfolgende Untersuchung wird zeigen: Deutschland ist längst „Nachhaltig-
keitsstaat58“. 59 

Die nachfolgende Arbeit hat deshalb auch keinerlei dahingehende Ambitio-
nen, eine eigene Definition von ökologischer Nachhaltigkeit oder einen ent-
sprechenden Rechtsbegriff zu entwickeln. Vielmehr liegt die ökologische 
Nachhaltigkeit als staatliche Zielsetzung respektive eine maßgebende Deter-
minante der nachfolgenden Untersuchung zugrunde. Gerade das Verfassungs-
recht gibt mit Art. 20a GG sowohl Umwelt- als auch Klimaschutz als unver-
handelbare Zielsetzungen staatlichen Handelns und damit auch der staatlichen 
Wirtschaftsförderung vor.60  

Gleichzeitig wird aber auch die freie wirtschaftliche Betätigung grundrecht-
lich abgesichert, etwa in Art. 12 GG.61 Die Aufgabe des Verwaltungsrechts 
muss darin bestehen, im Bereich des (verfassungs-)rechtlich Möglichen Maß-
nahmen darzubieten, 62 die einen kohärenten Ansatz verfolgen, allen oben ge-
nannten Aspekten des Wirtschaftslebens Rechnung tragen und – vor allem – 
dort umgesetzt werden können.63 

II. Die Schlüsselrolle des Instruments Wirtschaftsförderung  

Wie soeben aufgezeigt, wird eine umfassende Transformation hin zu einer öko-
logisch nachhaltigen, d.h. treibhausgasneutralen Wirtschaft angestrebt, die 
gleichzeitig Umweltziele einhält und Artenschutz betreibt.64 Es gilt, diese 
durch staatliche Maßnahmen und Anreize, die am Verhalten der Gesellschaft, 

 
58 Mit diesem Begriff Kahl, ZRP 2014, 17 (18); Kahl, Nachhaltigkeitsverfassung, 2018, 

S. 4; in Anlehnung an den Begriff der „Umweltstaatlichkeit“ Böhm, in: Kahl/Ludwigs, 
Handbuch des Verwaltungsrechts, Band 3, 2022, § 84. 

59 Zu dem dahin lautenden Verfassungsauftrag näher unter Kap. 2 B.II.3; zu bestehenden 
nachhaltigkeitsbezogenen Instrumenten und Programmen unter Kap. 4 A. 

60 Ausf. zur rechtlichen Legitimation ökologischer Nachhaltigkeit unten unter Kap. 2 
B.II; die Verfassung formuliere einen „Gestaltungsauftrag“ an die Staatsgewalt im Hinblick 
auf die Umweltstaatlichkeit, vgl. näher Calliess, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG Kommentar, 
Stand: 99. EL September 2022, Rn. 2 ff. 

61 Zu diesem Spannungsverhältnis vgl. Burgi, NVwZ 2021, 1401 (1406); vgl. außerdem 
Frenz, JA 2022, 1000 ff. 

62 „Definitionsmerkmale, Teilprinzipien, Regeln und Instrumente eines offenen Prinzips 
schrittweise kooperativ herauszuarbeiten, sei eine der vornehmsten Aufgaben der 
(Rechts-)Wissenschaft, aber auch der Praxis zumal der Gerichte“, Kahl, in: Kahl (Hrsg.), 
Nachhaltigkeit als Verbundbegriff, 2008, S. 5. 

63 Vgl. mit dem Ansatz eines „Klimaverwaltungsrechts“ Burgi, NVwZ 2021, 1401 
(1404). 

64 Vgl. bspw. SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP, Koalitionsvertrag 2021–2015, 
S. 20 ff., abrufbar unter https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koali 
tionsvertrag_2021-2025.pdf, zuletzt abgerufen am 04.07.2023; Europäische Kommission, 
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-de 
al_de, zuletzt abgerufen am 04.07.2023. 
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d.h. der Bürgerinnen und Bürger, aber vor allem auch der Unternehmen anset-
zen, zu flankieren;65 schließlich stellt die Nachhaltigkeit eine gemeinschaftli-
che Aufgabe von Wirtschaft und Staat dar.66 

In der Bewältigung dieser Aufgabe liegt eine zentrale – wenn nicht die zent-
ralste – verfassungsrechtliche,67 aber auch verwaltungsrechtliche Herausforde-
rung unserer Zeit. Darüber hinaus sind sogar Veränderungen des Staates selbst 
erforderlich. All dies setzt Kohärenz voraus, damit eine bereits stattfindende 
Transformation nicht konterkariert, sondern sie vielmehr unterstützt wird.  

Dem öffentlichen Wirtschaftsrecht und dort zuvorderst der Wirtschaftsför-
derung kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu.68 Diese resultiert aus dem Um-
stand, dass gerade in der Realwirtschaft klima- und umweltschädliches Verhal-
ten besonders ins Gewicht fällt. Hinzu kommt, dass der Staat gleich in mehr-
facher Hinsicht auf das Innovationspotenzial der Unternehmen in Bezug auf 
umwelt- und klimaschonendes Wirtschaften angewiesen sein wird.69 So heißt 
es im sog. „Klima-Beschluss“70 des Bundesverfassungsgerichts: 

„Allerdings wäre der Staat weder in der Lage noch ist es allein seine Aufgabe, alle techno-
logischen und sozialen Entwicklungen zur Ersetzung und Vermeidung von treibhausgasin-
tensiven Prozessen und Produkten und den Ausbau hierfür erforderlicher Infrastrukturen 
selbst zu erbringen.“71 

Um das umfassende Vorhaben der grünen Transformation zu finanzieren, soll 
die Privatwirtschaft künftig ihren Beitrag in Form von Green bzw. Sustainable 
Finance,72 d.h. ökologisch nachhaltigen Investitionen, einer entsprechenden 
Ausrichtung des Finanzmarktes sowie vermittels nachhaltiger Finanzprodukte 
wie sog. „Green Bonds“73 leisten.74  

 
65 Mit Verweis auf das umweltrechtliche Kooperationsprinzip auch Kloepfer/Wiedmann, 

DVBl. 2021, 1333. 
66 Vgl. Durner, in: Burgi/Habersack (Hrsg.), Handbuch Öffentliches Unternehmensrecht, 

2023, § 8 Rn. 1. 
67 Vgl. zum Klimaschutz als Staatsaufgabe BVerfG, NVwZ 2021, 951 (975); Kloepfer, 

Umweltrecht, 4. Auflage 2016, § 1 Rn. 1; Kloepfer/Durner, Umweltschutzrecht, 3. Auflage 
2020, § 1 Rn. 1; Kloepfer/Wiedmann, DVBl. 2021, 1333 f. m.w.N. 

68 Vgl. das Potenzial der Wirtschaftsförderung für die grüne Transformation anerkennend 
Burgi, NVwZ 2021, 1401 (1406); Krönke, NVwZ 2022, 1606. 

69 Darauf hinweisend Burgi, NVwZ 2021, 1401 (1407). 
70 BVerfGE 157, 30. 
71 BVerfGE 157, 30 (166). 
72 Zu Sustainable Finance als (privatrechtlichem) Instrument siehe unten Kap. 4 A.III.2. 
73 „Green Bonds sind Fremdkapitalinstrumente, bei denen sich der Staat oder das Unter-

nehmen als Emittent dazu verpflichtet, die Darlehensmittel ausschließlich von Projekten mit 
Umweltnutzen zu verwenden“, Möllers, ZHR 185 (2021), 811 (884) m.w.N. 

74 Zur Nachhaltigkeit durch Finanzmarktrecht siehe ausf. Veil, in: Burgi/Möslein (Hrsg.), 
Zertifizierung nachhaltiger Kapitalgesellschaften, 2021, § 14; die Finanzmärkte seien „Ve-
hikel für Nachhaltigkeit“ vgl. Möllers, ZHR 185 (2021), 811 (883 ff.); zur Klima- und Nach-
haltigkeitsentwicklung in der Finanzmarktregulierung bzw. zur Rolle der EZB siehe Kauf-
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